
Volksinitiative/Petition Verfassungskonforme Alimentation
nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 05. Mai 2015 z.Az.: 2 BvL 17/09

Unterschriftenliste bitte bis 04.09.2015 einsenden an: André Grashof, Burscheider Weg 47, 13599 Berlin. Datenschutzhinweis: Die Personalien werden an das
Abgeordnetenhaus Berlin im Rahmen der Volksinitiative / der Petition gesandt/übergeben. Eine weitere Verwendung erfolgt nicht. Personalien bitte in DRUCK-
BUCHSTABEN! Achtung: Nur vollständige u. leserliche Angaben von Personen mit Hauptwohnsitz im Land Berlin u. einem Mindestalter v. 16 Jahren sind gültig!

Wir, die Unterzeichner, schließen uns vollinhaltlich der Petition/bzw. der Volksinitiative des Herrn André Grashof zum o.g. Thema an, unterstützen diese mit
unserer Unterschrift und fordern ebenfalls von der Landesregierung Berlin eine sofortige, verbindlich niedergeschriebene und im Berliner Haushalt
verankerte Perspektive, den 15-prozentigen Besoldungsrückstand zum Bundesniveau für die Berliner Beamten auszugleichen - zumindest aber eine
amtsangemessene und verfassungskonforme Alimentation herzustellen!

Durch die erneute Abkopplung der Berliner Beamtenbesoldung von der Entwicklung im Tarifbereich bestehen kaum noch Zweifel an der Verfassungswidrigkeit der
Be-amtenbesoldung (s. auch Urteil vom Bundesverwaltungsreicht vom 27.02.2014 zu 2 C 1.13) Zusätzlich reichen lt. des Urteils des Bundesverfassungsgerichts vom 05.
Mai 2015 zu 2 BvL 17/09 drei der fünf festgelegten Prüfparameter zur Beurteilung einer verfassungswidrigen Unteralimentation. Die Berliner Besoldung erfüllt vier
der fünf Indizien. Seit dem Jahr 2012 werden im Land Berlin Haushaltsüberschüsse erwirtschaftet, jedoch erfolgt keine amtsangemessene bzw. verfassungsgemäße
Alimentation.
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